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Pressemitteilung 

Wiesbaden, 12.11.2019 
 
Die Konferenz der Landesfrauenräte – eine starke Stimme für Frauenverbände 
in ganz Deutschland  
 

Die Konferenz der Landesfrauenräte (KLFR) fand in diesem Jahr vom 08. – 10. 
November 2019 in Wiesbaden statt. Die KLFR ist der Zusammenschluss der 
Landesfrauenräte aller Bundesländer in Deutschland und vertritt die Interessen von 
circa 14 Millionen Frauen in Deutschland. Die KLFR 2019 wurde gefördert vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Hessischen 
Ministerium für Soziales und Integration.  
 
Nach dem Empfang in der Hessischen Staatskanzlei am Freitagabend durch den 
Hessischen Ministerpräsidenten Volker Bouffier, vertreten durch den Staatsminister 
Kai Klose MdL, fand am Samstag, der Fachtag im Rathaus zum Thema 
„Frauenbewegung 4. 0- was steht an?“ statt. Nach der Begrüßung durch Herrn 
Oberbürgermeister Gert-Uwe Mende und einem Impulsvortrag der Hessischen 
Ministerin für Digitale Strategien und Entwicklung Prof. Dr. Sinemus, mit 
anschließender Aussprache zum Thema, wurden im Diskurs mit verschiedenen 
Referentinnen und dem Publikum aktuelle und zukünftige frauenpolitische Themen 
unter den verschiedenen Gesichtspunkten, insbesondere im Zuge der Digitalisierung, 
besprochen und Handlungsoptionen ausgelotet.  
 
Den Abschluss der Konferenz bildete am Sonntagvormittag das gemeinsame 
Gespräch und der Austausch mit Mona Küppers, Vorsitzende vom Deutschen 
Frauenrat. Die flächendeckende Einführung eines Paritätsgesetz, um den 
Frauenanteil in den Parlamenten zu erhöhen und die Umsetzung der Istanbul-
Konvention des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt waren hierbei ebenso Thema wie auch die stärkere 
Vernetzung und Zusammenarbeit bei gemeinsamen Forderungen und Anliegen.  
 
Konkrete gemeinsame Forderungen und Anliegen der KLFR 2019 an die Politik und 
die sie beeinflussenden Verbände sind u.a.: 

• die besondere Bedeutung des Pflegeberufes und dessen Aufwertung – ob 
durch Förderung des jährlich stattfindenden Care Day am 29. Februar oder 
durch die Weiterentwicklung von familien- und pflegepolitischen Instrumenten, 
wie z. B. einem Rückkehrrecht nach der Pflegezeit analog der Regelungen zur 
Elternzeit,  

• ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft, das den Umbrüchen durch 
die Digitalisierung Rechnung trägt,  

• Femizid, d.h. die Tötung von Mädchen und Frauen, angemessen zu 
dokumentieren und zu bestrafen, 

• eine wohnortnahe Geburtshilfe, die auch eine Notfallversorgung umfasst, 
muss im Rahmen der Nationalen Gesundheitsziele Geburt und Familie als 
Grundversorgung der Bevölkerung wohnortnah zur Verfügung stehen, 

• ein Bildungsfreistellungsgesetz für alle Bundesländer inklusive Bayern und 
Sachsen sowie 
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• die Strafgesetzgebung. Strafverfolgung und Prävention bei sogenannter 
hatespeech, Hassreden, im Internet, zu prüfen und entsprechend 
umzusetzen.  

 
Zusätzlich hierzu wurde eine Empfehlung und Resolution, die sich an alle 
Parlamentarier*innen und zivilgesellschaftlichen Akteur*innen richtet, sich gegen 
antifeministische Diskriminierung und rechtspopulistische Anfeindungen klar zu 
positionieren und Frauenrechte und Demokratie zu verteidigen. Denn dort, wo 
Frauenrechte fehlen, werden auch Demokratisierungsprozesse ausgebremst. Von 
daher fordert die KLFR: „Aktiv für Frauenrechte und Demokratie“ in ihrer Resolution.  
 
 

 

Gefördert vom: 


